
Teilnahmevereinbarung
Ich erhalte bequem den Saldo, die Umsätze und alle rechtsverbindlichen Mitteilungen der Bank zu meinem Kreditkartenvertrag, insbesondere die monatliche Kreditkartenabrechnung, Änderungs­
mitteilungen zu den Kreditkartenbedingungen oder zum Preis­ und Leistungsverzeichnis, ausschließlich über das mir bereitgestellte elektronische Postfach. Es gelten die beigefügten Bedingungen 
für BW Kartenservice Online und die Bedingungen für die Nutzung des Elektronischen Postfachs im BW Kartenservice Online. Bitte senden Sie mir die Anmeldedaten zu. 

Persönliche Angaben des Kartenantragstellers

Name

Vorname 

Straße, Hausnummer

PLZ, Ort

Land

E­Mail

Telefon/Mobil

Kartennummer

Weitere Kartennummer

Weitere Kartennummer

Ort/Datum Unterschrift

Version: KSO_Teilnahmevereinbarung_01.09.2019

Mercedes Credit Card Service
Postfach 10 10 44
70009 Stuttgart

Bitte senden Sie die Teilnahmevereinbarung (ohne 
angehängte Bedingungen) an die nebenstehende 
Adresse oder an Telefax 0711 124­77099.



1. Leistungsangebot
(1) Der Karteninhaber – nachfolgend als »Teilnehmer« bezeichnet – ist berechtigt, den BW Karten­
service Online (KSO) in dem von der Baden­Württembergischen Bank – nachfolgend als »Bank« 
bezeichnet – angebotenen Umfang für die von ihm dort verwaltete Kredit­ oder Debitkarte (nach­
stehend Karte genannt) zu nutzen. Zudem kann er Informationen der Bank mittels KSO abrufen. 

2. Voraussetzungen zur Nutzung des KSO
(1) Der Teilnehmer kann den KSO nutzen, wenn die Bank ihn authentifiziert hat. 
(2) Authentifizierung ist das mit der Bank gesondert vereinbarte Verfahren, mit dessen Hilfe die 
Bank die Identität des Teilnehmers oder die berechtigte Verwendung eines vereinbarten Zah­
lungsinstruments überprüfen kann. Mit den hierfür vereinbarten Authentifizierungselementen 
kann der Teilnehmer sich gegenüber der Bank als berechtigter Teilnehmer ausweisen, auf Infor­
mationen zugreifen (siehe Nummer 3) sowie Aufträge erteilen (siehe Nummer 4). 
(3) Authentifizierungselemente sind
–  Wissenselemente, also etwas, das nur der Teilnehmer weiß (z. B. persönliche Identifikations­

nummer [PIN]),
–  Besitzelemente, also etwas, das nur der Teilnehmer besitzt (z. B. Gerät zur Erzeugung oder zum 

Empfang von einmal verwendbaren Transaktionsnummern [TAN], die den Besitz des Teilneh­
mers nachweisen, wie das mobile Endgerät) oder

–  Seinselemente, also etwas, das der Teilnehmer ist (Inhärenz, z. B. Fingerabdruck als biometri­
sches Merkmal des Teilnehmers.

Die Authentifizierung des Teilnehmers erfolgt, indem der Teilnehmer gemäß der Anforderung der 
Bank das Wissenselement, den Nachweis des Besitzelements und/oder den Nachweis des Seins­
elements an die Bank übermittelt.

3. Zugang zum KSO
(1) Der Teilnehmer erhält Zugang zum KSO der Bank, wenn
–  er seine individuelle Teilnehmerkennung (z. B. Kartennummer) angibt und
–  er sich unter Verwendung des oder der von der Bank angeforderten Authentifizierungsele­

mente(s) ausweist und
–  keine Sperre des Zugangs (siehe Nummern 8.1 und 9) vorliegt. 
Nach Gewährung des Zugangs zum KSO kann auf Informationen zugegriffen oder können nach 
Nummer 4 Aufträge erteilt werden.
(2) Für den Zugriff auf sensible Zahlungsdaten im Sinne des § 1 Absatz 26 Satz 1 ZAG (z. B. zum 
Zweck der Änderung der Anschrift des Teilnehmers) fordert die Bank den Teilnehmer auf, sich 
unter Verwendung eines weiteren Authentifizierungselements auszuweisen, wenn beim Zugang 
zum KSO nur ein Authentifizierungselement angefordert wurde.  

4. Aufträge
4.1 Auftragserteilung
Der Teilnehmer muss einem Auftrag (z. B. Kontoübertrag auf eigenes Girokonto des Teilnehmers, 
Änderung der Anschrift des Teilnehmers) zu dessen Wirksamkeit zustimmen (Autorisierung). Auf 
Anforderung hat er hierzu Authentifizierungselemente (z. B. Eingabe einer TAN als Nachweis des 
Besitzelements) zu verwenden. Die Bank bestätigt mittels KSO den Eingang des Auftrags.

4.2 Widerruf von Aufträgen
Die Widerrufbarkeit eines Auftrags (z. B. Kontoübertrag auf eigenes Girokonto des Teilnehmers) 
richtet sich nach den für die jeweilige Auftragsart geltenden Bedingungen. Der Widerruf von Auf­
trägen kann nur außerhalb des KSO erfolgen, es sei denn, die Bank sieht eine Widerrufsmöglich­
keit im KSO ausdrücklich vor.

5. Bearbeitung von Aufträgen durch die Bank
(1) Die Bearbeitung der Aufträge (z. B. Kontoübertrag auf eigenes Girokonto des Teilnehmers) 
erfolgt an den für die Abwicklung der jeweiligen Auftragsart im »Preis­ und Leistungsverzeichnis« 
bekannt gegebenen Geschäftstagen im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufs. Geht der 
Auftrag nach dem im »Preis­ und Leistungsverzeichnis« angegebenen Zeitpunkt (Annahmefrist) 
ein oder fällt der Zeitpunkt des Eingangs nicht auf einen Geschäftstag gemäß »Preis­ und Lei­
stungsverzeichnis« der Bank, so gilt der Auftrag als am darauffolgenden Geschäftstag zugegan­
gen. Die Bearbeitung beginnt erst an diesem Geschäftstag.
(2) Die Bank wird den Auftrag ausführen, wenn folgende Ausführungsbedingungen vorliegen:
–  Der Teilnehmer hat den Auftrag autorisiert (vgl. Nummer 4.1).
–  Die Berechtigung des Teilnehmers für die jeweilige Auftragsart (z. B. Kontoübertrag auf eigenes 

Girokonto des Teilnehmers, Änderung der Anschrift des Teilnehmers) liegt vor.
–  Das KSO­Datenformat ist eingehalten.
–  Die weiteren Ausführungsbedingungen nach den für die jeweilige Auftragsart maßgeblichen 

Bedingungen liegen vor.
Liegen die Ausführungsbedingungen nach Satz 1 vor, führt die Bank die Aufträge nach Maßgabe 
der Bestimmungen der für die jeweilige Auftragsart geltenden Bedingungen aus.
(3) Liegen die Ausführungsbedingungen nach Absatz 2 Satz 1 nicht vor, wird die Bank den Auftrag 
nicht ausführen. Sie wird dem Teilnehmer eine Information über die Nichtausführung und, soweit 
möglich, über deren Gründe und die Möglichkeiten, mit denen Fehler, die zur Ablehnung geführt 
haben, berichtigt werden können, mittels KSO zur Verfügung stellen.

6. Information des Teilnehmers über KSO-Verfügungen
Die Bank unterrichtet den Teilnehmer mindestens einmal monatlich über die mittels KSO getätig­
ten Verfügungen (z. B. Kontoüberträge auf eigenes Girokonto des Teilnehmers) auf dem hierfür 
vereinbarten Weg.

7. Sorgfaltspflichten des Teilnehmers
7.1 Schutz der Authentifizierungselemente
(1) Der Teilnehmer hat alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um seine Authentifizierungsele­
mente (siehe Nummer 2) vor unbefugtem Zugriff zu schützen. Ansonsten besteht die Gefahr, dass 
der KSO missbräuchlich verwendet oder in sonstiger Weise nicht autorisiert genutzt wird (vgl. 
Nummer 3 und 4)
(2) Zum Schutz der einzelnen Authentifizierungselemente hat der Teilnehmer vor allem Folgendes 
zu beachten:
(a) Wissenselemente, wie z. B. die PIN, sind geheim zu halten; sie dürfen insbesondere
–  nicht mündlich (z. B. telefonisch oder persönlich) mitgeteilt werden,
–  nicht außerhalb des KSO in Textform (z. B. per E­Mail, Messenger­Dienst) weitergegeben werden,
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–  nicht ungesichert elektronisch gespeichert (z. B. Speicherung der PIN im Klartext im Computer 
oder im mobilen Endgerät) werden und

–  nicht auf einem Gerät notiert oder als Abschrift zusammen mit einem Gerät aufbewahrt werden, 
das als Besitzelement (z. B. ein mobiles Endgerät) oder zur Prüfung des Seinselements (z. B. 
mobiles Endgerät mit Anwendung für KSO und Fingerabdrucksensor) dient.

(b) Besitzelemente, wie z. B. ein mobiles Endgerät, sind vor Missbrauch zu schützen, insbesondere
–  ist sicherzustellen, dass unberechtigte Personen auf das mobile Endgerät des Teilnehmers 

(z. B. Mobiltelefon) nicht zugreifen können,
–  ist dafür Sorge zu tragen, dass andere Personen die auf dem mobilen Endgerät (z. B. Mobilte­

lefon) befindliche Anwendung für den KSO (z. B. BW­Secure App) nicht nutzen können,
–  ist die Anwendung für den KSO (z. B. BW­Secure App) auf dem mobilen Endgerät des Teilneh­

mers zu deaktivieren, bevor der Teilnehmer den Besitz an diesem mobilen Endgerät aufgibt 
(z. B. durch Verkauf oder Entsorgung des Mobiltelefons),

–  dürfen die Nachweise des Besitzelements (z. B. TAN) nicht außerhalb des KSO mündlich (z. B. 
per Telefon) oder in Textform (z. B. per E­Mail, Messenger­Dienst) weitergegeben werden und

–  muss der Teilnehmer, der von der Bank einen Code zur Aktivierung des Besitzelements (z. B. 
Mobiltelefon mit Anwendung für den KSO) erhalten hat, diesen vor dem unbefugten Zugriff 
anderer Personen sicher verwahren; ansonsten besteht die Gefahr, dass andere Personen ihr 
Gerät als Besitzelement für den KSO des Teilnehmers aktivieren.

(c) Seinselemente, wie z. B. Fingerabdruck des Teilnehmers, dürfen auf einem mobilen Endgerät 
des Teilnehmers für den KSO nur dann als Authentifizierungselement verwendet werden, wenn 
auf dem mobilen Endgerät keine Seinselemente anderer Personen gespeichert sind. Sind auf 
dem mobilen Endgerät, das für den KSO genutzt wird, Seinselemente anderer Personen gespei­
chert, ist für den KSO das von der Bank ausgegebene Wissenselement (z. B. PIN in der Anwen­
dung BW­Secure) zu nutzen und nicht das auf dem mobilen Endgerät gespeicherte Seinselement.

7.2 Sicherheitshinweise der Bank
Der Teilnehmer muss die Sicherheitshinweise auf der KSO­Seite der Bank, insbesondere die 
Maßnahmen zum Schutz der von ihm eingesetzten Hard­ und Software, beachten.

7.3 Prüfung der Auftragsdaten mit von der Bank angezeigten Daten
Die Bank zeigt dem Teilnehmer die von ihr empfangenen Auftragsdaten (z. B. Betrag des Konto­
übertrags auf eigenes Konto des Teilnehmers) Kontonummer des Empfängerkontos bei Kontoü­
bertrag auf eigenes Konto des Teilnehmers, über das gesondert vereinbarte Gerät des Teilneh­
mers an (z. B. mittels mobilen Endgeräts). Der Teilnehmer ist verpflichtet, vor der Bestätigung die 
Übereinstimmung der angezeigten Daten mit den für den Auftrag vorgesehenen Daten zu prüfen.

8. Anzeige- und Unterrichtungspflichten
8.1 Sperranzeige
(1) Stellt der Teilnehmer 
–  den Verlust oder den Diebstahl eines Besitzelements zur Authentifizierung (z. B. mobiles End­

gerät) oder
–  die missbräuchliche Verwendung oder die sonstige nicht autorisierte Nutzung eines Authentifi­

zierungselements fest, muss der Teilnehmer die Bank hierüber unverzüglich unterrichten 
(Sperranzeige). Der Teilnehmer kann eine solche Sperranzeige jederzeit auch über die geson­
dert mitgeteilten Kommunikationskanäle abgeben.

(2) Der Teilnehmer hat jeden Diebstahl oder Missbrauch eines Authentifizierungselements unver­
züglich bei der Polizei zur Anzeige zu bringen.
(3) Hat der Teilnehmer den Verdacht einer nicht autorisierten oder betrügerischen Verwendung 
eines seiner Authentifizierungselemente, muss er ebenfalls eine Sperranzeige abgeben.

8.2 Unterrichtung über nicht autorisierte oder fehlerhaft ausgeführte Aufträge
Der Teilnehmer hat die Bank unverzüglich nach Feststellung eines nicht autorisierten oder fehler­
haft ausgeführten Auftrags hierüber zu unterrichten.

9. Nutzungssperre
9.1 Sperre auf Veranlassung des Teilnehmers
Die Bank sperrt auf Veranlassung des Teilnehmers, insbesondere im Fall der Sperranzeige nach 
Nummer 8.1, den KSO­Zugang für ihn oder seine Authentifizierungselemente zur Nutzung des 
KSO.

9.2 Sperre auf Veranlassung der Bank
(1) Die Bank darf den Zugang zum KSO für einen Teilnehmer sperren, wenn
–  sie berechtigt ist, den Vertrag zum KSO aus wichtigem Grund zu kündigen,
–  sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit der Authentifizierungselemente des 

Teilnehmers dies rechtfertigen oder
–  der Verdacht einer nicht autorisierten oder einer betrügerischen Verwendung des Authentifizie­

rungsinstruments besteht.
(2) Die Bank wird den Teilnehmer unter Angabe der hierfür maßgeblichen Gründe möglichst vor, 
spätestens jedoch unverzüglich nach der Sperre unterrichten.

9.3 Aufhebung der Sperre
Die Bank wird eine Sperre aufheben oder die betroffenen Authentifizierungselemente austau­
schen, wenn die Gründe für die Sperre nicht mehr gegeben sind. Hierüber unterrichtet sie den 
Teilnehmer unverzüglich.

9.4 Automatische Sperre des Zugangs für KSO
Wird dreimal in Folge ein falsches Authentifizierungselement (z. B. die PIN) eingegeben, so sperrt 
die Bank automatisch den Zugang zum KSO für diesen Teilnehmer. Der Teilnehmer kann sich mit 
der Bank in Verbindung setzen, um die Nutzungsmöglichkeiten des KSO wiederherzustellen.

10. Haftung
10.1 Haftung der Bank bei Ausführung eines nicht autorisierten Auftrags und eines nicht, 
fehlerhaft oder verspätet ausgeführten Auftrags
Die Haftung der Bank bei einem nicht autorisierten Auftrag (z. B. Kontoübertrag auf eigenes Giro­
konto des Teilnehmers) und einem nicht, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten Auftrag richtet 
sich nach den für die jeweilige Auftragsart vereinbarten Bedingungen.
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10.2 Haftung des Teilnehmers bei missbräuchlicher Nutzung der Authentifizierungs-
elemente
10.2.1 Haftung des Teilnehmers für nicht autorisierte Zahlungsvorgänge vor der  
Sperranzeige
(1) Beruhen nicht autorisierte Zahlungsvorgänge vor der Sperranzeige auf der Nutzung eines 
verlorengegangenen, gestohlenen oder sonst abhandengekommenen Authentifizierungsele­
ments oder auf der sonstigen missbräuchlichen Verwendung eines Authentifizierungselements, 
haftet der Teilnehmer für den der Bank hierdurch entstehenden Schaden bis zu einem Betrag von 
50 EUR, ohne dass es darauf ankommt, ob den Teilnehmer ein Verschulden trifft.
(2) Der Teilnehmer ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Absatz 1 verpflichtet, wenn
–  es dem Teilnehmer nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den Diebstahl, das Abhandenkom­

men oder eine sonstige missbräuchliche Verwendung des Authentifizierungselements vor dem 
nicht autorisierten Zahlungsvorgang zu bemerken oder

–  der Verlust des Authentifizierungselements durch einen Angestellten, einen Agenten, eine 
Zweigniederlassung/Zweigstelle eines Zahlungsdienstleisters oder eine sonstige Stelle, an die 
Tätigkeiten des Zahlungsdienstleisters ausgelagert wurden, verursacht worden ist.

(3) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Zahlungsvorgängen und hat der Teil­
nehmer in betrügerischer Absicht gehandelt oder seine Sorgfalts­ und Anzeigepflichten nach 
diesen Bedingungen vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, trägt der Teilnehmer abweichend 
von den Absätzen 1 und 2 den hierdurch entstandenen Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahr­
lässigkeit des Teilnehmers kann insbesondere vorliegen, wenn er eine seiner Sorgfaltspflichten 
nach
–  Nummer 7.1 Absatz 2,
–  Nummer 7.3 oder
–  Nummer 8.1 Absatz 1
verletzt hat.
(4) Abweichend von den Absätzen 1 und 3 ist der Teilnehmer nicht zum Schadensersatz ver­
pflichtet, wenn die Bank vom Teilnehmer eine starke Kundenauthentifizierung im Sinne des § 1 
Absatz 24 ZAG nicht verlangt hat. Eine starke Kundenauthentifizierung erfordert insbesondere 
die Verwendung von zwei voneinander unabhängigen Authentifizierungselementen aus den Ka­
tegorien Wissen, Besitz oder Sein (siehe Nummer 2 Absatz 3).

(5) Der Teilnehmer ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Absatz 1 und 3 verpflichtet, wenn der 
Teilnehmer die Sperranzeige nach Nummer 8.1 nicht abgeben konnte, weil die Bank nicht die 
Möglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte.
(6) Die Absätze 2 und 4 sowie 5 finden keine Anwendung, wenn der Teilnehmer in betrügerischer 
Absicht gehandelt hat.
(7) Ist der Teilnehmer kein Verbraucher, gilt ergänzend Folgendes:
–  Der Teilnehmer haftet für Schäden aufgrund von nicht autorisierten Zahlungsvorgängen über 

die Haftungsgrenze von 50 EUR nach Absatz 1 und 3 hinaus, wenn der Teilnehmer fahrlässig 
oder vorsätzlich gegen seine Anzeige und Sorgfaltspflichten nach diesen Bedingungen versto­
ßen hat.

–  Die Haftungsbeschränkung in Absatz 2 Satz 1 findet keine Anwendung.

10.2.2 Haftung ab der Sperranzeige
Sobald die Bank eine Sperranzeige eines Teilnehmers erhalten hat, übernimmt sie alle danach 
durch nicht autorisierte KSO­Aufträge entstehenden Schäden. Dies gilt nicht, wenn der Teilneh­
mer in betrügerischer Absicht gehandelt hat.

10.2.3 Haftungsausschluss
Haftungsansprüche sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden Umstände 
auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das diejenige Partei, die 
sich auf dieses Ereignis beruft, keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung der 
gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hätten vermieden werden können.

11. Außergerichtliche Streitschlichtung und sonstige Beschwerdemöglichkeit
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank kann sich der Teilnehmer an die im »Preis­ und 
Leistungsverzeichnis« näher bezeichneten Streitschlichtungs­ und Beschwerdestellen wenden.
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1. Gegenstand der Bedingungen
1.1 Nutzung des Elektronischen Postfachs im BW Kartenservice Online
Diese Bedingungen regeln die Nutzung der Anwendung »Elektronisches Postfach« auf der Platt­
form BW Kartenservice Online (KSO). Damit kann ein Karteninhaber (nachfolgend »Teilnehmer« 
genannt) im Rahmen seines KSO­Zugangs »elektronische Post« zu der von ihm über den KSO 
verwalteten Kredit­ oder Debitkarte (nachfolgend »Karte« genannt) empfangen und elektronische 
Nachrichten an die Baden­Württembergische Bank (nachfolgend »Bank« genannt) senden. Elek­
tronische Post sind sämtliche Mitteilungen der Bank, die in das Elektronische Postfach im KSO 
eingestellt werden, insbesondere rechtsverbindliche Mitteilungen zur laufenden Geschäftsbezie­
hung (z. B. Änderung der Kartenbedingungen einschließlich der Entgelte), kartenbezogene Infor­
mationen oder nicht rechtsverbindliche werbliche Inhalte (»Werbeinhalte«). Kartenbezogene 
 Informationen sind insbesondere Kartenabrechnungen einschließlich der darin enthaltenen 
 Rechnungsabschlüsse, Anzeigen über die Nichtausführung von Aufträgen, die Sperrung von Au­
thentifizierungsinstrumenten und deren Entsperrung, Informationen zu Kartenprodukten sowie wei­
tere gesetzlich geschuldete Informationen. Kann der Text über das Elektronische Postfach im KSO 
nicht mitgeteilt werden, wird die Bank per Post oder in einer anderen vereinbarten Form informieren.

1.2 Bestimmung als Empfangsvorrichtung des Teilnehmers (Widmung)
Zu dem dargestellten Zweck bestimmt der Teilnehmer das Elektronische Postfach im KSO als 
Vorrichtung des Teilnehmers zum Empfang elektronischer Post im Sinne von Ziffer 1.1 und ins­
besondere rechtsverbindlicher Dokumente. Der Teilnehmer kann einzelne oder alle Dokumente 
jederzeit löschen. Eine Löschung von Dokumenten durch die Bank ist ausgeschlossen. Die Bank 
hat keinen Lesezugriff auf den Inhalt des Elektronischen Postfachs im KSO. Sofern der Teilneh­
mer das Elektronische Postfach im KSO nicht mehr als seine Empfangsvorrichtung nutzen möch­
te, kann er das Postfach gemäß Nummer 4 kündigen.

1.3 Externe Dokumente
Neben dem Inhalt des Postfachs werden dem Teilnehmer auch Verknüpfungen (»Links«) zu Do­
kumenten angezeigt, die außerhalb des Elektronischen Postfachs im KSO abgelegt sind. Diese 
Verknüpfungen weisen ein Ablaufdatum auf, ab dem sie nicht mehr zur Verfügung stehen. Ruft 
der Teilnehmer ein verknüpftes Dokument nicht bis zum Eintreten dieses Ablaufdatums auf, darf 
die Bank dem Teilnehmer dieses Dokument postalisch gegen Portoersatz zusenden.

1.4 Erweiterung der Postfachnutzung
Das Elektronische Postfach im KSO wird ständig weiterentwickelt. Sofern neue Dokumenttypen 
für die Postfachnutzung zur Verfügung stehen, wird die Bank dem Teilnehmer eine entspre­
chende Erweiterung der Postfachnutzung zwei Monate vor Inkrafttreten der Änderung anbieten. 
Die  Zustimmung des Teilnehmers zum Angebot der Bank gilt als erteilt, wenn der Teilnehmer 
seine Ablehnung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt angezeigt hat. Auf diese 
Genehmigungs wirkung wird die Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen.

2. Leistungsangebot
2.1 Nutzung des Elektronischen Postfachs im KSO
Der Teilnehmer ist berechtigt, das Elektronische Postfach im KSO in dem jeweils von der Bank 
angebotenen Umfang zu nutzen.

2.2 Freischaltung
Das Elektronische Postfach im KSO steht dem Teilnehmer erst nach Freischaltung zur Verfügung.

2.3 Umstellung auf elektronischen Versand
Soweit nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart wurde, übermittelt die Bank nach Freischaltung 
elektronische Post, insbesondere Kartenabrechnungen ausschließlich in elektronischer Form. Kar­
tenabrechnungen werden erst ab dem der Freischaltung folgenden Abrechnungsstichtag in das 
Elektronische Postfach im KSO übermittelt. Vor dem Abrechnungsstichtag erfolgt die Abrechnung 
nach den bestehenden Verfahren (Postversand oder in sonstiger vereinbarter Weise).

2.4 Format der Dokumente
Die Übermittlung der elektronischen Post erfolgt in geeigneten elektronischen Dateiformaten 
(z. B. im Format »Portable Document Format« [PDF]). Die Bank weist darauf hin, dass der Aus­
druck elektronischer Dokumente eine Kopie darstellt und ggf. beweis­ und steuerrechtlich einem 
Original nicht gleichgestellt ist.
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2.5 Regelmäßige Kontrolle des Elektronischen Postfachs im KSO
Der Teilnehmer hat regelmäßig, mindestens alle 14 Tage sowie unverzüglich nach Erhalt einer 
E­Mail­Benachrichtigung den Inhalt des Elektronischen Postfachs im KSO zu überprüfen.

3. Änderung des Leistungsangebots
Die Bank ist berechtigt, das Elektronische Postfach im KSO inhaltlich und funktional weiterzuent­
wickeln, insbesondere weitere Leistungen in ihr Leistungsangebot aufzunehmen. Die Bank hat 
das Recht, ihr Leistungsangebot zum Elektronischen Postfach im KSO insgesamt, in Teilen oder 
auf bestimmte Zugänge und Legitimationsmedien zu beschränken, wenn ihr die Fortführung aus 
Gründen der IT­Sicherheit oder geänderter technischer oder rechtlicher Rahmenbedingungen, 
auf die sie keinen Einfluss hat, unzumutbar ist. Die Bank ist unter den gleichen Voraussetzungen 
berechtigt, das Elektronische Postfach im KSO den geänderten rechtlichen oder technischen 
Rahmenbedingungen anzupassen (z. B. die  Formate der elektronischen Dokumente für die Zu­
kunft zu modifizieren oder neue Sicherheits verfahren, Signaturen etc. einzuführen). Über we­
sentliche Änderungen wird die Bank mindestens zwei Monate vor dem Inkrafttreten unter Hin­
weis auf das Kündigungsrecht des Teilnehmers nach Nummer 4 informieren. Die Bank ist 
berechtigt, das Elektronische Postfach im KSO in der Größe angemessen zu  beschränken und 
bei Überschreiten der Größenbeschränkung den Funktionsumfang des Elektronischen Postfachs 
im KSO so lange einzuschränken, bis der Teilnehmer die Überschreitung  einstellt (z. B. durch 
Löschen bisheriger Mitteilungen).

4. Kündigung
Der Teilnehmer ist berechtigt, das Elektronische Postfach im KSO insgesamt oder einzelne 
Leistungsangebote mit einer Kündigungsfrist von zwei Wochen zum Monatsende in Textform zu 
kündigen. Da der Zugriff auf das Elektronische Postfach im KSO nur mittels KSO möglich ist, 
stellt eine Kündigung der Rahmenvereinbarung über die Teilnahme am KSO durch den Teilneh­
mer auch eine Kündigung dieser Bedingungen über die Nutzung des Elektronischen Postfachs 
im KSO dar. Die Bank ist berechtigt, das Elektronische Postfach im KSO insgesamt oder einzelne 
Leistungs angebote mit einer Frist von zwei Monaten zu kündigen. Das Recht auf Kündigung aus 
wichtigem Grund bleibt davon unberührt. Nach Wirksamwerden der Kündigung stellt die Bank auf 
Postversand um. Der vom Teilnehmer jeweils abgeschlossene Kartenvertrag bleibt im Übrigen von 
einer Kündigung des Elektronischen Postfachs im KSO unberührt.

5. Änderungen
Diese Bedingungen für die Nutzung des Elektronischen Postfachs im KSO können zwischen 
dem Teilnehmer und der Bank durch entsprechende Vereinbarung wie nachfolgend beschrieben 
geändert werden: Die Bank übermittelt die geänderten Bedingungen vor dem geplanten Inkraft­
treten in Text­ oder Schriftform an den Teilnehmer und weist auf die Neuregelungen sowie das 
Datum des geplanten Inkrafttretens gesondert hin. Zugleich wird die Bank dem Teilnehmer eine 
angemessene, mindestens zwei Monate lange Frist für die Erklärung einräumen, ob er die geän­
derten Nutzungsbedingungen für die weitere Inanspruchnahme der Leistungen akzeptiert. Er­
folgt innerhalb dieser Frist, welche ab Erhalt der Nachricht zu laufen beginnt, keine Erklärung, so 
gelten die geänderten Bedingungen als vereinbart. Die Bank wird den Teilnehmer bei Fristbeginn 
gesondert auf diese Rechtsfolge, d. h. das Widerspruchsrecht, die Widerspruchsfrist und die Be­
deutung des Schweigens, hinweisen.

6. Steuerrechtliche Anerkennung
Für nicht buchführungspflichtige Kunden (i. d. R. Verbraucher) ist nach heutiger Rechtslage die 
steuerrechtliche Anerkennung von im Elektronischen Postfach des KSO bereitgestellten Karten­
abrechnungen durch die Finanzverwaltung gewährleistet. Für buchführungspflichtige Kunden 
(i. d. R. Unternehmer) ist die steuerliche Anerkennung durch die Finanzverwaltung ebenfalls ge­
währleistet. Voraussetzung der Anerkennung ist jedoch, dass die elektronischen Kartenabrech­
nungen vom Steuerpflichtigen geprüft und dieses Vorgehen dokumentiert/protokolliert wird. Für 
die revisionssichere Archivierung ist der Steuerpflichtige verantwortlich.
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